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Kanton soll bei Tagesschulen mitreden
Drei Parteienwollen Antworten zu Tagesschulen. Er sei nicht zuständig, sagt der Regierungsrat. Darumbrauche esGesetze,meint die SP.

Eva Berger

Im Kanton Aargau muss jede
GemeindeeinAngebot an fami-

lienergänzender Betreuung für

Kinder bis zum Abschluss der
Primarschule sicherstellen. So

will esdasKinderbetreuungsge-
setz (KiBeG), seit zwei Jahren

mussesumgesetzt sein,dieKos-

tendafür tragendieGemeinden.
UnterdasKinderbetreuungsge-

setz fällt auch die Betreuung an
Tagesschulen, im Volksschul-

gesetz kommen diese nicht vor.

Der Kanton finanziert die Be-
treuung an Tagesschulen auch

nichtmit.Wildwuchs undQua-
litätsunterschiede seiendeshalb

zubefürchten, sagt SP-Grossrat

Thomas Leitch. Und er möchte
etwas dagegen tun: «Es kann ja

nicht sein, dass jenachGemein-
dedieElternmehroderweniger

für die mehr oder weniger gute

BetreuunganeinerTagesschule
bezahlenmüssen.»

Freiwillig, aberTeil
derVolksschule
DasThemaTagesschulenbrennt
unter den Nägeln. Die SP-Frak-

tion ist im Juni perMotion beim
Regierungsrat vorstellig gewor-

den, sie fordert Rechtsgrund-

lagen für Tagesschulen. Ver-
treterinnen der CVP wollen

gleichzeitig per Interpellation
Antworten zur Tagesschule-Si-

tuation im Aargau. Sabine Sut-

ter-Suter (CVP) möchte anre-

gen, das Angebot zu fördern
und das Potenzial anzuerken-

nen. «Ein gemeinsames päda-
gogisches Konzept von Betreu-

ung und Unterricht wäre sicher

sinnvoll», sagt sie. AuchSabina
Freiermuth (FDP) reichte eine

Interpellation zu den Tages-
schulen ein und fragte nach

einer Übersicht über die Ange-

bote imKanton.Was keiner der

drei Vorstösse verlangt, ist ein
flächendeckendes Angebot an

Tagesschulen. Diese sollen zu-
dem zwar Teil der Volksschule

sein, aber freiwillig bleiben.

«DieGemeindenmüssenselber
entscheiden können, ob sie ei-

neTagesschulebrauchen», sagt
auch Thomas Leitch. Und: Bei

den Tagesstrukturen seien,

im Gegensatz zur Tagesschule,

SchuleundschulergänzendeBe-
treuung als zwei klar getrennte

Systeme zu behandeln.

Regierungwill einen
Leitfadenerstellen
DieAntwort desRegierungsrats

fällt bei allendreiVorstössen im
Kern gleich knapp aus: Für die

familienergänzende Kinderbe-

treuung seien die Gemeinden

undnichtderKantonzuständig.
Weil er das zunehmende Inte-

resse derGemeinden anTages-
schulen erkenne, möchte der

Regierungsrat sie bei Planung

und Aufbau unterstützen und
einenLeitfadenerstellen lassen.

Damit kann Thomas Leitch
nicht viel anfangen, er hält an

derMotion fest. «Ein Leitfaden

bringt lächerlich wenig. Er hilft

denGemeinden vielleicht beim
Errichten einer Tagesschule,

wenn sie das möchten. Was sie
dann damit machen, ist ihnen

aber noch immer freigestellt.»

Die ganzen Zuständigkeiten
müsstengeregeltwerden,damit

jede Gemeinde dasselbe Ange-
bot bereitstellen könne, findet

Leitch. Dazu gehöre auch eine

neueAufteilungderKosten, so-
dass sich neben Eltern und Ge-

meinde auch der Kanton finan-
ziell beteiligt. Es brauche dafür

nicht einmal ein neues Gesetz,

sondern lediglich verbindliche
Paragrafen imVolksschulgesetz.

Sowie indenKantonenBern
und Zürich, wo Bestimmungen

zur Tagesschule in Volksschul-

gesetzundVerordnunggeregelt
sind. Diese sind auch dort frei-

willigundmüssennichtflächen-
deckend vorhanden sein, wann

es sie aber braucht und wie sie

aussehen sollen, ist geklärt.
Für SabineSutter-Suter geht

das zuweit, sie bevorzugt einen
pragmatischeren Weg, wie sie

sagt. Und zwar mit Pilotprojek-

ten. Erkenne der Regierungsrat
Bedarf an Tagesschulen in den

Zentrumsgemeinden, so sollten
diese mit Unterstützung des

Kantons einen Versuch starten

können und Erfahrungen sam-
meln. Danach erst wäre es Zeit,

diegemachtenErfahrungenund
alltagstauglichen Regelungen

in eine Gesetzesanpassung zu

überführen, so Sutter-Suter.

Im Aargau gab es bisher erst in Baden eine Tagesschule mit verpflichtendem Betreuungsangebot. Bild: Alex Spichale (6. Juni 2019)

Junge Grüne machen auf SVP und ein Jäger kämpft für den Wolf
Vor demgrossenAbstimmungssonntag vom27. SeptembermachenGegner undBefürworter der Vorlagen imAargau nochmalsmobil.

In gut einer Woche ist Super
Sunday:Gleichüber siebenVor-
lagenwirdam27. September im

Aargau abgestimmt. In dieser

heissen Phase kurz vor dem

UrnengangschaltenGegnerund
Befürworternochmals Inserate,
führen spezielleAktionendurch

und treffen bei Podiumsdiskus-

sionenaufeinander.Gleichdop-

pelt engagierten sich die Befür-

worter desneuenEnergiegeset-
zes im Aargau letzten Samstag.
Bei einem hybriden Infoanlass

war die Bevölkerung in sechs

Firmen eingeladen, der Anlass

konnteauchüberZoomverfolgt
werden. GLP-Nationalrat Beat
Flach legte die Argumente des

Pro-Komitees dar. Regierungs-

rat Stephan Attiger wies auf die

Bedeutung desGesetzes für die
Energiezukunft im Aargau hin,
wiedieOrganisatorenmitteilen.

Werner Leuthard, Leiter Abtei-

lung Energie imKanton, beant-

wortete Fragen des Publikums.
Mit einer speziellen Aktion

sorgten die Jungen Grünen am

Wochenmarkt in Lenzburg für

erstaunteBlicke.Mit satirischen

Flyern im typischen SVP-Look

warben die Jungpolitiker im
Edelweisshemd für ein «Ja,
aber» zum Energiegesetz. Sie

seien unzufrieden mit dem

Gesetz, doch es sei ein erster

Schritt, daher sage man Ja, tei-
len die Jungen Grünen mit.
«Aber darauf muss mehr fol-

gen. Dafür werden wir weiter-

hin kämpfen», schreiben sie.

Jagd Aargau ist für das neue
Jagdgesetz, an einer Podiums-
diskussion sprach sichPräsident

Rainer Klöti klar für ein Ja aus

(die AZ berichtete). Bei einem

Anlass vonProNatura in Safen-
wil trat amMontagein Jäger auf,
der gegen das Gesetz kämpft.

Jagdleiter Thomas Ilg hielt dort

gemässMitteilung fest, derWolf

seiWeidkamerad,Mitjäger und

nichtKonkurrent. «Futterneid»
seitens der Jägerschaft sei nicht
angebracht. Ilg sagte, dasGesetz

berge die Gefahr, dass «inter-

national geschützte Tiere dem

Kantönligeist geopfertwerden».
Die Kompetenz zum Abschuss
einesWolfes gehöre indieKom-

petenz des Bundes, nicht in die

der Kantone, forderte er.

FlugzeugpodiuminAarau,
SVP-Höck inRothrist
Auch die Diskussion, ob die

Schweiz für sechs Milliarden

Franken neue Kampfflugzeuge
beschaffen soll, wird imAargau
weitergeführt. Heute Freitag-

abend um 19.30 Uhr findet in

derElfaEventhalle inAarau ein

Podium mit vier Frauen statt:

DieNationalrätinnenMajaRini-
ker (FDP)undMarianneBinder
(CVP) setzen sich dabei für ein

Ja ein,Nationalrätin IrèneKälin

(Grüne)undGrossrätinClaudia

Rohrer (SP) sind dagegen.
Zentral ist der Aargau auch

bei der Begrenzungsinitiative –

zumindest findet der nationale

Abstimmungshöck der SVP am

27. September in Rothrist statt.
NacheinemBrunchsind imRes-
taurant PöstlimehrereReferate

und Analysen angesagt. Neben

demneuenSVP-Schweiz-Präsi-

denten Marco Chiesa hat auch
dieAargauerNationalrätinMar-
tina Bircher einenAuftritt.

Die SVP,diehäufigalsNein-

sager-Partei betiteltwird,hat für

fünf der sieben Vorlagen die Ja-

Parole gefasst (siehe Tabelle).
DiegrösstenNein-Sager sindSP
undGrüne,dienurVaterschafts-

urlaub, Energiegesetz und die

Abschaffung der Schulpflege

unterstützen. Ebenfalls identi-
sche Parolen haben CVP und
BDP gefasst, die gemeinsam zu

denGrossratswahlen antreten.

Fabian Hägler

Parolenspiegel: So stehen die Aargauer Parteien zu den Abstimmungsvorlagen vom 27. September

Nationale Vorlagen Kantonale Vorlagen
Begrenzungs-

Initiative
Kampfflug-
zeuge

Jagdgesetz Vaterschafts-
urlaub

Kinderabzug Energie-
gesetz

Schulpflege
abschaffen

SVP Ja Ja Ja Nein Ja Nein Ja

EDU Ja Ja Ja Nein Nein Nein Nein

FDP Nein Ja Nein Stimmfreigabe Ja Ja Ja

CVP Nein Ja Ja Ja Ja Ja Nein

BDP Nein Ja Ja Ja Ja Ja Nein

GLP Nein Ja Nein Ja Nein Ja Ja

EVP Nein Ja Nein Ja Ja Ja Ja

SP Nein Nein Nein Ja Nein Ja Ja

Grüne Nein Nein Nein Ja Nein Ja Ja

«Wildtiere müssen wo nötig
reguliert werden können,
sonst verlieren sie bei zu
hohen Schäden an der
Natur, anderen Tieren

oder gar an Menschen ihre
Sympathie»

Ralf Bucher, Grossrat CVP
Geschäftsführer Bauernverband
Aargau
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kündigung-nein.ch

NEIN
zur radikalen
Kündigungsinitiativ

e

Aargauer Komitee
NEIN zur Kündigungsinitiative

www.aargauerkomitee.ch

Dr. Urs
Hofmann,
Regierungsrat
SP

«Die Kündigungsinitiative
der SVP gefährdet die
gesamten Bilateralen
und deshalb auch unsere
Arbeitsplätze.»

Alessandro Preite
Aargauer Zeitung 18.9.2020
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